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Gelebte Prävention  
und Gesundheitsförderung 
Umgesetzte Prävention und Gesundheitsförderung vor Ort sind besser 
als Paragrafenlyrik. Im Südwesten wird dies praktiziert. Krankenkas-
sen und Städtetagspräsidentin würdigen das Engagement von Städten 
und Gemeinden. Der Förderpreis Gesunde Kommune belohnt Präventi-
on und Gesundheitsförderung vor Ort.

E
rstmalig hat die B 52-Verbändeko-
operation Baden-Württemberg in 
diesem Jahr den Förderpreis Ge-
sunde Kommune ausgelobt. Der 

BKK Landesverband Süd/Regionaldirekti-
on Baden-Württemberg, die IKK classic, die 
Knappschaft und der Verband der Ersatz-
kassen wollen mit dem Preis das Land Ba-
den-Württemberg bei der Umsetzung der 
Gesundheitsstrategie unterstützen und 
gute Beispiele der kommunalen Gesund-
heitsvorsorge würdigen. Die Jury hatte im 
November mit tatkräftiger Unterstützung 
der Ersatzkassen ihre Entscheidung getrof-
fen: Zehn Städte und Gemeinden wurden 
mit dem B 52-Förderpreis Gesunde Kom-
mune ausgezeichnet und erhielten jeweils 
ein Preisgeld in Höhe von 5.200 Euro, das 
für Zwecke der Prävention und Gesund-
heitsförderung eingesetzt werden soll. 

Über den Besuch der Städtetagsprä-
sidentin Barbara Bosch am 20. Novem-
ber 2013 in der vdek-Landesvertretung 
zeigte sich Frank Winkler vom vdek hoch 
erfreut. Ihr galt bei der Begrüßung sein 
ausdrücklicher Dank, zeige sie doch da-
mit ihre Wertschätzung gegenüber dem 

Krankenkassenbündnis im Südwesten und 
dem von ihm ausgelobten Förderpreis. 

„In einer älter und zahlenmäßig klei-
ner werdenden Gesellschaft hat der Ge-
sundheitszustand der Bevölkerung einen 
entscheidenden Einfluss auf die Leis-
tungsfähigkeit eines Landes“, erklärte 
Hugo Schüle, Repräsentant der B 52-Ver-
bändekooperation bei der Pressekonfe-
renz zur Vorstellung der Preisträger in 
Stuttgart. Deshalb seien alle gesellschaft-
lichen Akteure gefordert, nachhaltig zum 
Erhalt der Gesundheit der Bürger beizu-
tragen. Die positiven Beispiele der Preis-
träger zeigten anschaulich, was vor Ort in 
Sachen Gesundheit bereits geleistet wird; 
dennoch spielten Prävention und die kon-
tinuierliche Gesundheitsförderung im kom-
munalen Alltag nicht überall die Rolle, die 
ihnen angesichts der demografischen He-
rausforderungen zukommen müsste. „Wir 
brauchen mehr Dynamik. Vor allem müssen 
sich noch mehr Gemeinden und Städte of-
fensiv der Thematik stellen und Prävention 
und Gesundheitsförderung zu einem selbst-
verständlichen Teil der Kommunalentwick-
lung machen“, forderte Schüle.
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Wie kann eine Krankenhausplanung 
aussehen, welche verbindliche Qua-
litätskriterien für eine gute Gesund-
heitsversorgung in Baden-Württem-
berg enthält? Diese Fragestellung 
möchte der Ausschuss für Arbeit und 
Sozialordnung, Familie, Frauen und 
Senioren im Rahmen einer öffent-
lichen Anhörung am 8. Mai im Ple-
narsaal klären. Auf Vorschlag der 
Fraktionen und im Namen der Aus-
schussmitglieder werden wir hierzu 
unsere Empfehlungen einbringen.
Bei der Krankenhausplanung der 
Länder und in den Budgetverhand-
lungen mit den Kliniken muss Quali-
tät zum zentralen und verbindlichen 
Maßstab werden. Krankenkassen 
müssen mehr Mitspracherechte be-
kommen, um Kapazitäten nach Qua-
lität zu steuern. Die Krankenkassen 
sehen darin einen realistischen An-
satz, das Problem der medizinisch 
nicht indizierten Leistungen im Sin-
ne der Versicherten und Patienten 
aufzudecken. 

A n h ö r u n g

Krankenhäuser auf 
Qualität verpflichten!
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•	 Gemeinde Oberriexingen (Landkreis 
Ludwigsburg) mit dem Projekt „Bür-
gerforum Gesundheit in Oberriexin-
gen“

•	 Stadt Mannheim mit dem Projekt 
„Aktionsplan: Gesundheitliche Chan-
cengleichheit von Kindern und Ju-
gendlichen“

•	 Gemeinde Michelfeld (Landkreis 
Schwäbisch Hall) mit dem Projekt 
„Gesund aufwachsen – gesund le-
ben in Michelfeld“

•	 Gemeinde St. Georgen (Schwarz-
wald-Baar-Kreis) mit dem Projekt 
„Gesund leben mit St. Georgen“

Zum Förderpreis Gesunde Kommune 2014 
meint die Oberbürgermeisterin von Reut-
lingen und Präsidentin des Städtetags Ba-
den-Württemberg Barbara Bosch: „Der För-
derpreis ‚Gesunde Kommune‘ wurde 2013 
erstmalig von der B 52-Verbändekoopera-
tion ausgelobt und war ein großer Erfolg. 
Zehn Städte und Gemeinden konnten für 
ihr Engagement, Prävention und Gesund-
heitsförderung nachhaltig auf der örtlichen 
Ebene zu verankern, ausgezeichnet wer-
den. Die Bandbreite reichte von Projekten 
für Bewegungsangebote über Bürgerbetei-
ligungsprojekte im Gesundheitsbereich bis 
hin zu einem Imker-Projekt für psychisch 
erkrankte Heimbewohner.

Die prämierten Kommunen sind kre-
ative und innovative Wege gegangen, um 
die Gesundheit ihrer Bürgerinnen und 
Bürger zu fördern. Das zeigt auch, Städte 
und Gemeinden sind zusammen mit den 
Partnern im Gesundheitswesen wichtige 

Ersatzkassen engagieren sich

Dass Kommunen der Prävention und Ge-
sundheitsförderung durchaus schon einen 
hohen Stellenwert beimessen, zeigten die 
„eindrucksvollen Projekte der Preisträ-
ger“, betonte Oberbürgermeisterin Barbara 
Bosch, Präsidentin des Städtetags Baden-
Württemberg. „Die Kommunen sind nahe 
an den Menschen und ihren Bedürfnissen. 
Aus diesem Grund sind sie zusammen mit 
den Partnern im Gesundheitswesen wichti-
ge Akteure bei der Schaffung gesunder Le-
benswelten. Die Preisträger haben großes 
Engagement gezeigt, Prävention und Ge-
sundheitsförderung auf der örtlichen Ebe-
ne nachhaltig zu verankern“, so Bosch, die 
gemeinsam mit dem Präsidenten des Ge-
meindetages Baden-Württemberg, Roger 
Kehle, die Schirmherrschaft über den Preis 
übernommen hat. Sie dankte der B 52-Ver-
bändekooperation, „dass sie mit ihrem För-
derpreis Kommunen würdigt, die kreativ 
und innovativ die Gesundheit ihrer Bürge-
rinnen und Bürger fördern.“

Bewerben konnten sich Gemeinden, 
Städte und Stadtteile in Stadtkreisen oder 
Arbeitsgemeinschaften von Akteuren der 
Gemeinden, Städte und Stadtteile. Voraus-
setzung: Der Kreis, in dem der Bewerber 
sitzt, hat eine Kommunale Gesundheits-
konferenz eingerichtet.
Die Preisträger sind:
•	 Gemeinde Aidlingen (Landkreis Böb-

lingen) mit dem Projekt „Gesund und 
aktiv leben in Aidlingen – auch im Al-
ter“

•	 Gemeinde Wernau (Landkreis Ess-
lingen) mit dem Projekt „Wernau be-
wegt sich“

•	 Stadt Esslingen mit dem Projekt „ge-
sund-ES“

•	 Stadt Heilbronn mit dem Projekt „Ge-
sund aufwachsen in Heilbronn“

•	 Stadt Karlsruhe mit dem Projekt „Be-
schäftigungsangebote durch Imkern 
in der Stadt“

•	 Gemeinde Sulzfeld (Landkreis Karls-
ruhe) mit dem Projekt „Bürgerdialog 
– Gesund aufwachsen und leben in 
Sulzfeld“

Der Förderpreis „Gesunde Kommune“  steht 
unter der Schirmherrschaft von Barbara Bosch/ 
Präsidentin des Städtetages Baden-Württemberg 
und Roger Kehle/Präsident des Gemeindetages 
Baden-Württemberg.

Heute reicht es für ein Krankenhaus, 
das sich der Qualität verpflichtet 
sieht, nicht mehr aus nur gut zu sein. 
Wer stehen bleibt und sich auf die-
sem Kissen ausruhen möchte, sich 
also nicht den neuen Anforderungen 
stellt, riskiert einen Rückschritt und 
wird für die Zukunft verlieren; am 
Ende vom Markt verschwinden.
Die Krankenhausplanung der Län-
der und die Budgetverhandlungen 
mit den Krankenhäusern müssen 
überdacht werden. Qualität muss 
zum zentralen und rechtsverbindli-
chen Maßstab der Verhandlungen 
werden. Wir brauchen mehr Mit-
spracherechte, um Kapazitäten nach 
Qualität zu steuern. Wir gehen da-
von aus, dass wir durch eine stär-
kere Qualitätsorientierung in der 
Krankenhausplanung und Vergü-
tung auch das Problem medizinisch 
nicht indizierter Leistungen wie 
Doppeluntersuchungen und Mehr-
fachoperationen, Wiedereinweisun-
gen etc., besser überblicken können. 
Mit Blick auf die in unserem Auftrag 
angefertigte Studie des IGES „Kon-
sequenzen aus der Qualitätsmes-
sung im Krankenhaus“ fordern wir, 
auf den bestehenden Daten aufzu-
setzen und die Qualitätsorientie-
rung Schritt für Schritt in der stati-
onären Versorgung zu verankern. 
Unser Papier zur Krankenhausver-
sorgung in Baden-Württemberg lie-
fert weitere Ansätze. 
Jetzt müssen endlich Taten folgen!

k o m m e n t a r

Mehr Qualität im 
Krankenhaus
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von 
Walter Scheller  
Leiter der  
vdek-Landesvertretung 
Baden-Württemberg
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Akteure bei der Schaffung gesunder Le-
benswelten. Denn sie sind nahe an den 
Menschen und ihren Bedürfnissen.

Ich freue mich, dass die B 52-Verbän-
dekooperation den Preis im Jahr 2014 er-
neut auslobt und damit Städte und Ge-
meinden für ihr Engagement würdigt 
sowie zur Nachahmung anregt.“ 

Der Präsident des Gemeindetages Ba-
den-Württemberg, Roger Kehle, zum För-
derpreis Gesunde Kommune 2014:

„In Spanien gibt es ein Sprichwort: 
‚Ein Mann, der zu beschäftigt ist, sich um 
seine Gesundheit zu kümmern, ist wie 
ein Handwerker, der keine Zeit hat sei-
ne Werkzeuge zu pflegen.‘ Auch wir in 
den Städten und Gemeinden dürfen Zeit 
und Mühen nicht scheuen, uns um die 
Gesundheit unserer Bürgerinnen und 
Bürger zu kümmern, denn sie machen un-
sere Kommunen aus. Sie sind unser kost-
barstes Gut. 

Der Förderpreis ‚Gesunde Kommune‘, 
der 2013 von der Verbändekooperation 
B 52 verliehen wurde, hat eindrucksvoll 
gezeigt, dass sich die Verantwortlichen 
in unseren Städten und Gemeinden ge-
meinsam mit ihren Partnern bereits in-
tensiv und kreativ um die Gesundheit ih-
rer Bürgerinnen und Bürger kümmern. 

Die Preisträger haben von Angeboten für 
Senioren bis zu Programmen für unsere 
Kleinsten vielfältige Projekte wohnortnah 
und nachhaltig umgesetzt. Dafür gebüh-
ren ihnen nochmals unsere Anerkennung 
und unser Beifall.

Ich bin überzeugt davon, dass in vie-
len Städten und Gemeinden unseres Lan-
des, bereits weitere, neue Ideen zur kom-
munalen Gesundheitsvorsorge umgesetzt 
oder geplant werden. Deshalb unterstüt-
ze ich die erneute Ausschreibung des För-
derpreises als Schirmherr sehr gerne und 
bin gespannt auf die neuen Gesundheits-
projekte unserer Städte und Gemeinden 
für ihre Bürgerinnen und Bürger.“

Wie alles begann

Mit dem Förderpreis „Gesunde Kommu-
ne“ setzt die B 52-Verbändekooperation 
Baden-Württemberg einen gesundheits-
politischen Akzent der ganz besonderen 
Art. Gefördert werden Präventionsprojek-
te oder Maßnahmen im Rahmen der Kom-
munalen Gesundheitskonferenzen. Das 
Konzept wurde seiner Zeit am 14. Septem-
ber 2012 in der vdek- Landesvertretung im 
Beisein von Roger Kehle, Präsident des 
Gemeindetages Baden-Württemberg, 

Walter Scheller vom vdek und Hugo Schü-
le, Repräsentant der B 52-Verbändeko-
operation Baden-Württemberg in Stutt-
gart erstmals öffentlich vorgestellt.

„Die gesellschaftlichen Rahmenbedin-
gungen und die demografische Entwick-
lung haben Auswirkungen auf die Gesell-
schaft und das Gesundheitssystem. Bevor 
das Kind, sprich Patient, in den Brunnen 
gefallen ist, müssen Prävention und Ge-
sundheitsförderung als gesamtgesell-
schaftliche Aufgabe noch viel mehr in al-
len Lebensbereichen und Lebensphasen 
als selbstverständlich erachtet werden.“, 
so Walter Scheller. 

Dass der B 52-Förderpreis den ge-
sundheitspolitischen Nerv der kommu-
nalen Selbstverwaltung trifft, zeigt die 
prominente Schirmherrschaft: Mit der 
Präsidentin des Städtetages Baden-
Württemberg, Barbara Bosch, und dem 
Präsidenten des Gemeindetages Baden-
Württemberg, Roger Kehle, begleiten 
zwei erfahrene Kommunalpolitiker den 
Förderpreis. „Unser gemeinsames An-
liegen ist es, gut strukturierte und wohn-
ortnahe Projekte der kommunalen Ge-
sundheitspolitik damit zu unterstützen“, 
betonte Kehle.

Für Hugo Schüle, Repräsentant der 
B 52-Verbändekooperation Baden-Würt-
temberg, der damals das Konzept des 
B 52-Förderpreises vorstellte, ist beson-
ders wichtig, „dass Prävention in den Ge-
meinden und Städten ein selbstverständ-
liches und ständiges Thema wird, damit 
sich Stück für Stück mit vielen Akteuren 
eine flächendeckende Präventionskultur 
entwickelt.“ 

Die Unterlagen für 2014 können bei der 
Arbeitsgemeinschaft B 52-Verbändekoope-
ration unter Telefon 07154 1316-340 ange-
fordert werden bzw. sind unter www.arge-
b52.de als Download erhältlich. Bewerben 
können sich Gemeinden/Städte, Stadtteile 
in Stadtkreisen oder Arbeitsgemeinschaf-
ten von Akteuren der Gemeinden/Städte/
Stadtteile. Die einzige Teilnahmevoraus-
setzung: Der jeweilige Stadt-/Landkreis 
muss eine Kommunale Gesundheitskonfe-
renz eingerichtet haben.  

Verkündeten die Preisträger in der vdek-Landesvertretung:  Hugo Schüle/Repräsentant der B52-
Verbändekooperation, Frank Winkler/vdek, Barbara Bosch/Präsidentin des Städtetages Baden-Württemberg 
(v. li. nach re.) Zehn Städte und Gemeinden wurden mit dem B 52-Förderpreis „Gesunde Kommune“ ausge-
zeichnet und erhalten jeweils ein Preisgeld in Höhe von 5.200 Euro, das für Zwecke der Gesundheitsförderung 
eingesetzt werden soll.
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v d e k - Z u k u n f t s p r e i s

Preisträger kommt aus Baden-Württemberg
Das Soziale Netzwerk Ortenberg (SoNO) erhält den mit 10.000 Euro dotierten  
vdek-Zukunftspreis 2013. Der Projektansatz: Es geht nur mit Jung und Alt. Der  
demografische Wandel betrifft alle Generationen.

S
oNO hatte alle überzeugt. Sicht-
bar und groß war am 18. Februar 
die Freude bei „den Motoren des 
Projektes“, Wilhelm v. Aschera-

den, Vorstandsvorsitzender des Sozialen 
Netzwerks Ortenberg (SoNO) und seinem 
Stellvertreter, Werner Kolb, als in der Ver-
tretung des Landes Sachsen-Anhalt beim 
Bund in Berlin im Beisein der vdek-Landes-
vertretung Baden-Württemberg der vdek-
Zukunftspreis verliehen wurde. Der andere 
gleichrangige Preisträger kommt aus Nord-
rhein-Westfalen. Die Ersatzkassen verlei-
hen diesen Preis bereits zum vierten Mal 
und tragen damit dazu bei, dass Initiativen 
mit Modellcharakter stärker in den Fokus 
der Öffentlichkeit gelangen. 

Das Thema des vdek-Zukunftspreises 
lautete 2013 „Generationen im Dialog“.

„Der demografische Wandel erfordert 
ein Umdenken“, erläuterte die Vorstands-
vorsitzende des vdek, Ulrike Elsner. „Der 
Anteil hilfe- und pflegebedürftiger Men-
schen wird zunehmen. Wir müssen unse-
re Versorgungsstrukturen an die Bedarfe 
der älter werdenden Gesellschaft anpas-
sen. Mit dem vdek-Zukunftspreis wollen 
wir beispielhafte Versorgungsmodelle 
aus den Regionen vorstellen und in die 
Fläche tragen.“

Politik ist angetan

Die Hamburger Gesundheitssenatorin 
und Vorsitzende der Gesundheitsminis-
terkonferenz der Länder 2014, Cornelia 
Prüfer-Storcks, betonte in ihrem Fach-
vortrag: „Demografie ist ein Thema, das 
alle Generationen betrifft und das regi-
onale Lösungen erfordert, die verschie-
dene Generationen einbeziehen und 

zusammenbringen. Die beiden Preisträ-
ger setzen diesen Gedanken in beispiel-
hafter Weise um.“

Der Preisträger aus Baden-Württemberg

Das Soziale Netzwerk Ortenberg (SoNO) 
verfolgt mit seinem Projekt „Ein Dorf hilft 
sich selbst“ den Anspruch und Wunsch 
vieler Menschen, so lange wie möglich 
im gewohnten Umfeld verbleiben zu 
können. Ambulante Nachbarschaftshil-
fe, Fahrdienste, Erzähl-Cafe und Mittags-
tisch tragen dazu bei, dass die Ortenber-
ger ihre Heimat im Alter nicht verlassen 
müssen. Die im Dorfalltag fest veranker-
te Vereinsarbeit soll durch den Bau eines 
Hauses erweitert werden, in dem es un-
ter Einbindung von Angehörigen eine Ta-
gesbetreuung und eine Pflegestation gibt. 
Beide Ortenberger erzählten vor annä-
hernd 100 Besucherinnen und Besuchern 

von den praktisch ausgerichteten Hilfe-
leistungen, die SoNO durchführt. Dazu 
zählen zum Beispiel Einkaufsdienste, 
hauswirtschaftliche Tätigkeiten, Beglei-
tung bei Arztbesuchen, Besuche und Ge-
spräche und letztlich auch die Entlastung 
pflegender Angehöriger. 

„Hier bin ich geboren und hier bleibe 
ich.“ Ein Wunsch, den viele ältere Men-
schen äußern. Damit dieser Traum Wirk-
lichkeit wird, hat sich in dem knapp 3.500 
Seelendorf in Baden-Württemberg 2009 
das Soziale Netzwerk Ortenberg (SoNO) 
gegründet. Ein Verein, der sich dafür ein-
setzt, dass niemand aus Gründen des Al-
ters und der Hilfebedürftigkeit seine 
Heimat verlassen muss. Mit Hilfe ehren-
amtlichen Engagements ergänzt SoNO 
den Generationenvertrag und stärkt die 
Selbständigkeit durch unterstützende 
Hilfeleistungen. Vereinsvorstandsvor-
sitzender Wilhelm von Ascheraden fasst 

Nahmen in Berlin den vdek-Zukunftspreis 2013 gerne an:  Wilhelm von Ascheraden, Vorstandsvor-
sitzender des Sozialen Netzwerks Ortenberg (SoNO), (erste Reihe rechts) und sein Stellvertreter, Werner Kolb 
(erste Reihe 2. v. rechts) aus Baden-Württemberg. Daneben die Preisträger aus Nordrhein-Westfalen und die 
Moderatorin (ganz links, erste Reihe).
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Unser Foto zeigt (von li. n. re):  Christian Zahn/Verbandsvorsitzender des vdek, die Preisträger aus 
Nordrhein-Westfalen, Wilhelm von Ascheraden, Vorstandsvorsitzender des Sozialen Netzwerks Ortenberg 
(SoNO) und sein Stellvertreter, Werner Kolb aus Baden-Württemberg, Wolfgang Zöller /ehemaliger Patienten-
beauftragter der Bundesregierung, Cornelia Prüfer-Storcks/Senatorin für Gesundheit und Verbraucherschutz 
der Freien und Hansestadt Hamburg und Vorsitzende der Gesundheitsministerkonferenz der Länder 2014 
(GMK), Ulrike Elsner/Vorstandsvorsitzende des vdek.

Wer noch mehr wissen möchte, 
Ansprechpartner sind:
 
Wilhelm v. Ascheraden 
Im Weizenfeld 1 · 77799 Ortenberg 
Tel.: 07 81 / 9 67 18 01 
E-mail: wilhelm.v.ascheraden@
gmail.com  
 
oder  
Werner Kolb  
Wannengasse 2 · 77799 Ortenberg  
Tel. 07 81 / 94 86 94 38  
info@sono-ortenberg.de  

Weitere Informationen finden Sie 
unter: www.sono-ortenberg.de

es so zusammen: „Gerade in Anbetracht 
der demographischen Entwicklung wird 
Solidarität zwischen Jung und Alt immer 
wichtiger. Es ist nicht nur wichtig, für sich 
selbst vorzusorgen, sondern auch für die 
Gemeinschaft und die Fürsorge unterei-
nander und dies vor Ort zu leben.“ SoNO 
setzt auf Zusammenhalt und Gegenseitig-
keit vor der eigenen Haustür, auf Verbun-
denheit und Nächstenliebe. 

Dieser Anspruch spiegelt sich in den 
zahlreichen Angeboten des Vereins wi-
der. Das Erzählcafé ist nur ein Baustein, 
wenn auch ein wesentlicher. Denn damit 
ist gewährleistet, dass regelmäßige Tref-
fen stattfinden. 

Genauso sind es aber auch die praktisch 
ausgerichteten Hilfeleistungen, die SoNO 
auszeichnen. Hierzu gehören die bereits er-
wähnten Einkaufsdienste, hauswirtschaft-
liche Tätigkeiten, Begleitung bei Arztbe-
suchen, Besuche und Gespräche oder die 
Entlastung pflegender Angehöriger. 

Koordination ist wichtig

Die Fäden von Angebot und Nachfrage lau-
fen bei Christine Danner-Reichle zusam-
men. Die 43jährige gebürtige Ortenberge-
rin koordiniert die Betreuungsdienste, teilt 

die Zuständigkeiten auf und sorgt für die 
Unterstützung am rechten Ort zur rechten 
Zeit. Sie macht sich ein Bild im Zuhause 
der Senioren, führt Gespräche über Erwar-
tungen und Wünsche. 

Als Schlüssel des Erfolges bezeich-
net Werner Kolb, stellvertretender Vor-
standsvorsitzender von SoNO, die Ver-
trautheit, die durch Wohnortnähe und 
persönliche Beziehungen entsteht. „Das 
ist der Vorteil eines Dorfes: Jeder kennt 
jeden, da sind die Hürden nicht so hoch 
wie in der Anonymität einer Stadt.“ Dazu 
komme eine starke Identifikation mit der 
Heimat. Gerade auf dem Land mit einer 
weniger gut ausgebauten Infrastruktur 
sei es umso mehr von Bedeutung, dass 
auch ältere Leute weiterhin in ihrem Ort 
leben können, zusammen mit Freunden 
und Familie. Für die Qualität der Angebo-
te bürgen die Ehrenamtlichen und Pflege-
bedürftigen bzw. Angehörigen gleicher-
maßen. Abgesehen von entsprechenden 
Schulungen für die Alltagsbetreuungen 
werden wichtige Entscheidungen vor al-
lem gemeinsam getroffen, beide Parteien 
übernehmen Verantwortung. „Die älteren 
Menschen bestimmen selbst mit. Das ist 
die beste Qualitätssicherung, die man sich 
vorstellen kann“, sagt Werner Kolb.

w e r  i s t  S o n o

Freiburger Modell

SoNO hat dieses Konzept der Selbsthilfe 
zwar nicht erfunden – es basiert auf dem 
Freiburger Modell der geteilten Verantwor-
tung – aber doch auf die Bedürfnisse der 
Ortenberger passgenau abgestimmt und 
weiterentwickelt. So erfolgreich, dass re-
gelmäßig Nachbargemeinden anfragen, 
wie sich das Projekt übertragen lasse. Da-
bei hat der Verein selbst noch viel vor. Ge-
plant ist ein SoNO-Haus mit Tagesbetreu-
ung, Wohngruppen, einer Pflegestation 
sowie einer Cafeteria. Zudem soll die Ver-
knüpfung zwischen Jung und Alt verstärkt 
werden. Den Anfang haben die Mittagsbe-
treuung der Werkrealschüler und die fle-
xible Betreuung der Grundschulkinder ge-
macht. Von Ortenberger für Ortenberger.

Dies überzeugte am Abend der Preis-
verleihung auch die vdek-Vorstandsvor
sitzende Ulrike Elsner, den Verbandsvor-
sitzenden des vdek und Jury-Vorsitzenden, 
Christian Zahn, sowie den ehemaligen 
Patientenbeauftragten der Bundesregie-
rung, Wolfgang Zöller. Er ging in seiner 
Rede als Jury-Mitglied noch einmal auf 
die Gründe ein, warum die Gemeinde Or-
tenberg im Schwarzwald die Jury zu über-
zeugen wusste.  
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V e r a n s t a l t u n g  P f l e g e  i m  L a n d 

Land und Kommunen in der Pflicht
Die Situation in Baden-Württemberg ist besser als in anderen Bundesländern. Und dennoch:  
Der Pflegeberuf muss attraktiver werden. Prävention kann Pflegebedürftigkeit verringern.

D
ie Zahl der Pflegebedürftigen wird 
sich im Landkreis Emmendingen 
bis zum Jahr 2030 um 75 Prozent 
erhöhen. Das ist der höchste Wert 

in Baden-Württemberg. Die Stadt Karlsru-
he hat bis 2030 – den Prognosen zufolge – 
mit 28 Prozent die niedrigste Zuwachsra-
te an Pflegebedürftigen. Wenn es hier also 
um passgenaue regionale Lösungen gehen 
soll, wird deutlich, dass Pflegepolitik nicht 
nur eine bundespolitische Aufgabe sein 
kann, sondern auch eine landespolitische 
und kommunale Aufgabe“, machte Frank 
Winkler vom vdek den Einstieg. 

Das Thema Pflege nimmt im Koaliti-
onsvertrag der Bundesregierung einen 
wichtigen Platz ein. Doch auch die Lan-
desregierung und die Kommunen in Ba-
den-Württemberg sind gefordert, um die 
Versorgung der Pflegebedürftigen im 
Land weiterhin zu gewährleisten. Ihre 
spezielle Aufgabe liege im „Aufbau am-
bulanter und wohnortnaher Strukturen“, 
bestätigte Katrin Altpeter, Ministerin für 
Arbeit und Sozialordnung, Familie, Frau-
en und Senioren in Baden-Württemberg, 
bei einem Expertengespräch im Rahmen 
des Neujahrsempfangs der B 52-Verbän-
dekooperation Baden-Württemberg am 
14. Januar in Stuttgart.

Da die Zahl der Pflegebedürftigen auf-
grund der geburtenstarken Jahrgänge zu-
nehme, gewinne auch der Grundsatz „am-
bulant vor stationär“ immer mehr an 
Bedeutung, gab Altpeter zu bedenken. Sie 
sieht daher die Kommunen in der Pflicht, 
für die Infrastruktur zu sorgen. Darüber 
hinaus müssten Angebote wie betreu-
tes Wohnen und Tagespflege, aber auch 
Wohngemeinschaften und Mehrgenerati-
onenhäuser weiterentwickelt werden. Die 
Träger der Pflegeeinrichtungen forderte die 

Ministerin auf, die Rahmenbedingungen für 
das Pflegepersonal zu verbessern. „Pflege 
muss als eigenständige Profession etabliert 
werden“, so ihre Forderung.

Walter Scheller vom vdek betonte die 
Notwendigkeit, einer schleichenden Ent-
wertung der Leistungen der Sozialen Pfle-
geversicherung durch eine Regelung zur 
Dynamisierung der Leistungssätze entge-
gen zu wirken. „Damit würde die Werter-
haltung der Leistungen der Sozialen Pfle-
geversicherung dann zukünftig mit der 
wirtschaftlichen Entwicklung fortschrei-
ten und nicht (mehr) dem politischen 
Kalkül unterliegen.“ Darüber hinaus sei 
es notwendig, die Prävention auszubau-
en. „Wir müssen Bluthochdruck und Di-
abetes besser in den Griff bekommen!“ 
Dadurch könnte der Eintritt in die Pfle-
gebedürftigkeit nach hinten verschoben 
werden. Eine weitere Forderung Schel-
lers: die Grenzen zwischen ambulanter 

und stationärer ärztlicher Versorgung neu 
zu strukturieren, um Doppeluntersuchun-
gen zu verringern.

„Die Qualität der Pflege in Baden-Würt-
temberg ist im Vergleich zu anderen Bun-
desländern richtig gut“, sagte Erik Scherb, 
Geschäftsführer des Medizinischen Diens-
tes der Krankenversicherung (MDK) Ba-
den-Württemberg. Eine Herausforderung 
für die Pflege sieht er in der Zunahme der 
Demenzerkrankungen, der man in Pflege-
heimen mit kleineren Einheiten – acht bis 
zwölf Plätzen – begegnen könne. Da der 
MDK die einzige Institution sei, die die Pfle-
gebedürftigen in ihrer häuslichen Situation 
aufsucht und mit ihnen und den Pflegenden 
ins Gespräch kommt, will er auf der Grund-
lage dieser Erfahrungen die Kommunikati-
on mit den Pflegekassen intensivieren.

Rund 150 Akteure aus dem baden-würt-
tembergischen Gesundheitswesen nahmen 
an der Veranstaltung teil.  

Die Zukunft der Pflege im Land  wurde im Expertengespräch mit Gesundheitsministerin Katrin Altpeter 
(SPD) diskutiert. Unser Foto zeigt (von li. n. r.) Walter Scheller/vdek, Gesundheitsministerin Katrin Altpeter, Frank 
Winkler/vdek und Erik Scherb/Geschäftsführer des MDK Baden-Württemberg.
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Die diesjährige gesundheitspolitische Veranstaltung der 
B 52-Verbändekooperation Baden-Württemberg am  
2. Juli 2014 wird sich mit dem Nutzen einer besseren 

Versorgung für die Patientinnen und Patienten beschäftigen. 
Was bringt Vernetzung den Krankenkassen unter dem Blick-
winkel des Wettbewerbs? Und wie können die Leistungser-
bringer profitieren? Hinterfragt werden soll, in welcher Rela-
tion Aufwand und Nutzen bei einer Vernetzung stehen. „Die 
gesundheitspolitische Veranstaltung, die alljährlich im GENO-
Haus in Stuttgart stattfindet, ist in der baden-württembergi-
schen Gesundheitsszene bereits fest etabliert. Wieder werden 
rund 250 Teilnehmerinnen und Teilnehmer – vor allem Akteu-
re aus dem baden-württembergischen Gesundheitswesen – 
erwartet. Eine gesonderte Einladung folgt.“, so Frank Winkler 
vom Verband der Ersatzkassen. 
Hinterfragt werden soll: Was bringt dem Patienten die Über-
windung von Sektorengrenzen? Welches sind die Schwächen 
und Ineffizienzen einer nach Sektoren gegliederten Versor-
gung? Wie kann man die Koordination und Vernetzung aller 
Beteiligten vorantreiben? Woran scheitert die Überwindung 
von Sektorengrenzen? Wie gelingt eine abgestimmte medizi-
nische Behandlung? Wer steuert die Vernetzung im Interesse 
der Versicherten? Sollen die Vernetzung und die Festlegung 
von Behandlungspfaden Gegenstand des Kassenwettbewerbs 
sein (Selektivverträge, Innovationsfonds)? Ist eine sektoren-
übergreifende Versorgungsplanung, die sich vorrangig an 
Qualität und Erreichbarkeit orientiert, möglich und sinnvoll? 
Wie kann in vernetzten/sektorenübergreifenden Strukturen 
Qualität gemessen und sichergestellt werden? Was kann E-
Health zur Vernetzung beitragen? Wo sind die Grenzen? Was 
sind die Vorteile und Nachteile von medizinischen Versor-
gungszentren und Ärztenetzen? Praxistest ambulante spezi-
alfachärztliche Versorgung: Beispiele für eine gute ASV? Wel-
ches sind die Vorteile? Wir wollen Antworten geben.

G e s u n d h e i t s p o l i t i s c h e  V e r a n s t a l t u n g

Labyrinth Gesundheitswesen 
 – Hilfen für Versicherte

Honorar 2014

In Baden-Württemberg stand Mitte März eine neue Ver-
handlungsrunde zwischen der Kassenärztlichen Ver-
einigung Baden-Württemberg und den gesetzlichen 
Krankenkassen an. Die Vorstellungen zwischen den Ver-
tragspartnern liegen derzeit noch auseinander. Die Ver-
tragsärzte im Südwesten arbeiten daher im ersten Quar-
tal mit den Vorgaben des vergangenen Jahres weiter. Bei 
den Berechnungen der Regelleistungsvolumen (RLV) hat 
die KV zunächst lediglich die 1,3-prozentige Erhöhung der 
morbiditätsbedingten Gesamtvergütung (MGV) berück-
sichtigt. Dies ergibt sich aus der Erhöhung des Orientie-
rungswertes. Walter Scheller/vdek: „Auch für das zweite 
Quartal wurden bereits Übergangsregelungen geschaffen. 
Ein schneller Kompromiss ist nicht in Sicht.“

Einigung bei der häuslichen Krankenpflege (HKP)

Im Sinne seiner Versicherten konnte der Verband der Er-
satzkassen (vdek) auf dem Verhandlungsweg eine Eini-
gung erzielen, nachdem sich zunächst ein Schiedsverfah-
ren angedeutet hatte. Die Ersatzkassen und die Liga der 
freien Wohlfahrtspflege in Baden-Württemberg verstän-
digten sich darauf, die Preise der Häuslichen Kranken-
pflege rückwirkend zum 1.1.13 um 3,7 Prozent zu erhöhen 
und ab 1.1.2014 um 3,2 Prozent. Mit den privaten Anbietern 
konnte bereits 2013 eine Einigung erzielt werden. 

Landesbasisfallwert 2014 geeint

Die Krankenkassenverbände und die Baden-Württember-
gische Krankenhausgesellschaft haben sich auf den lan-
deseinheitlichen Durchschnittspreis für Krankenhaus-
leistungen (Landesbasisfallwert) im Jahr 2014 geeinigt. Er 
beträgt 3.193,50 Euro. Das ist eine Steigerung gegenüber 
dem Vorjahr um 2,32 Prozent. 

Internet hilft: Fragwürdige Angebote beim Arzt

Gesetzlich Versicherte können sich im Internet informie-
ren, ob die individuellen Gesundheitsleistungen (IGeL) ih-
res Arztes sinnvoll sind. Auf der Internetseite www.igel-
monitor.de stellt der Medizinische Dienst Nutzen und 
Risiken von kostenpflichtigen Therapien und Untersu-
chungen vor. Derzeit finden sich Informationen über 30 
Leistungen, die nicht von den gesetzlichen Krankenkas-
sen übernommen werden, aber von Ärzten oft angeboten 
werden. 

k u r z  g e f a s s t
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Ein selbstbestimmtes Leben im Alter 
lässt sich mit gesundheitsfördern-
den Lebensweisen und Lebensver-
hältnissen unterstützen. Die Versor-
gung vor Ort, die Wohnqualität, die 
Möglichkeiten für Partizipation und 
Teilhabe, Angebote zur Gesundheits-
förderung sowie die nachbarschaft-
liche Gemeinschaft beeinflussen die 
Chancen auf ein gesundes Älterwer-
den für alle Menschen. 
Bei der Veranstaltung unter der Ta-
gesmoderation des Verbands der 
Ersatzkassen (vdek) wurden Er-
kenntnisse aus der Praxis zusammen-
geführt und der Handlungsbedarf zur 
Unterstützung vor Ort vermittelt. The-
matische Schwerpunkte waren ge-
sellschaftliche Teilhabe, körperliche 
Aktivität und Mobilität älterer Men-
schen sowie Demenz.
Die Veranstaltung richtete sich 
am 1. April im Rahmen der Koor-
dinierungsstelle Gesundheitli-
che Chancengleichheit auch an alle 
Beauftragten der kommunalen Ge-
sundheitskonferenzen (KGK), die 
sich in den KGK mit dem Thema „Ge-
sund älter werden“ in den Stadt- und 
Landkreisen beschäftigen. Es wur-
den hierzu spezielle Themen und 
ihre praktische Umsetzung in den 
KGK vorgestellt. Als Prototyp könn-
ten diese Themen in den jeweiligen 
Stadt- und Landkreisen als Hand-
lungsempfehlung dienen. 

Die Koordinierungsstelle „Gesund-
heitliche Chancengleichheit“, ehe-
mals als „Regionaler Knoten“ be-

zeichnet, hat im Dezember 2013 unter 
Mitwirkung des vdek und anderer Kran-
kenkassenverbände eine Expertise und 
Handlungsempfehlungen mit dem Titel 
„Gesundheitlichen Chancengleichheit im 
Alter – Wirkungsvolle Zugangswege för-
dern“ herausgegeben. Die Expertise soll 
Entscheidungsträgern vor Ort, insbeson-
dere den Kommunalen Gesundheitskon-
ferenzen auf Ebene der Stadt-/Landkreise 
und in Städten und Gemeinden, fachliche 
Orientierung geben. Die Expertise kann 
kostenlos unter http://www.vdek.com/
LVen/BAW/Presse/veroeffentlichungen.
html heruntergeladen werden.
Eine am 1. April 2014 durchgeführte Ver-
anstaltung knüpfte an diese Expertise an. 

E x p e r t i s e

Gesundheitliche 
Chancengleichheit
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V e r a n s t a l t u n g

„Gesund älter 
werden für alle 
älteren Menschen“
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Das vorliegende Buch bietet in kon-
zentrierter Form umfassende Hilfe-
stellung bei der Anfertigung wissen-
schaftlicher Arbeiten. Es richtet sich 
insbesondere an Interessierte, die 
hier die notwendigen Gesamtinfor-
mationen zur Erstellung von Seminar- 
und Abschlussarbeiten finden. 
Das Buch vermittelt die Grundan-
sprüche an wissenschaftliches Ar-
beiten, präsentiert detailliert Hin-
weise und Regeln für die einzelnen 
Entstehungsschritte einer wissen-
schaftlichen Arbeit (mit Beispielen) 
und stellt häufig verwendete Beur-
teilungskriterien zur Letztkontrolle 
einer (fast fertigen) Arbeit vor.

Bänsch, Alewell 
Wissenschaftliches Arbeiten 
2013, 122 S., 19,80 €,  
Oldenbourg Verlag GmbH,  
11. Auflage

Das Buch richtet sich an Interessier-
te, Nachwuchswissenschaftler und 
andere, die lernen wollen, wissen-
schaftliche Arbeiten zu verfassen 
sowie an Dozenten, die wissen-
schaftliche Methoden unterrichten. 
Wer eine wissenschaftliche Arbeit 
verfassen will, muss wissen, wie 
man Erkenntnisse nach den Spielre-
geln der Wissenschaft vermittelt. Das 
Lehrbuch führt in die Grundlagen 
des wissenschaftlichen Arbeitens ein 
und erläutert Manuskriptgestaltung 
und Quellenarbeiten.

Berit Sandberg 
Wissenschaftlich Arbeiten 
Lehr- und Übungsbuch 
2013, 326 S., 19,80 €,  
Oldenbourg Verlag, 2. Auflage
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